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FAZIT 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) ist sehr besorgt über die Zukunft der indianischen und afro-kolumbianischen Völker in Kolumbien. Ihre Menschenrechte werden noch immer extrem gering geschätzt. Die Militarisierung der sozialen Konfliktzonen in Kolumbien und die staatliche Untätigkeit gegen schwere Menschenrechtsverletzungen nehmen immer besorgniserregendere Ausmaße an. Auch ist es der GfbV trotz intensiver Bemühungen nicht gelungen, diese Völker zu einem unabdingbaren Bestandteil des Friedensprozesses zwischen Staat und Guerilla werden zu lassen. Auf Seiten der Guerrilla sind dies die FARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia; Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens) und die ELN (Ejército de Liberación Nacional; Armee der nationalen Befreiung). 

Indianische Landrechte werden den wirtschaftlichen Bedürfnissen des Landes untergeordnet. Die Verfassungsgarantie auf eine eigene, autonome Existenz in einer ethnisch vielfältigen Gesellschaft, auf die ungehinderte Praktizierung der eigenen Religion, Sprache und kulturellen Traditionen ohne Angst vor Diskriminierung oder Verfolgung, wird von der Realität ad absurdum geführt. Auch die Einbeziehung internationaler Beobachter und Institutionen hat zu keinem grundlegenden Wandel der Regierungspolitik geführt. 

Aus Anlaß der 55. Sitzung der UNO-Menschenrechtskommission, die am 22. März 1999 in Genf begonnen hat, veröffentlicht die GfbV daher dieses Memorandum über die Menschenrechte der indianischen Bevölkerung Kolumbiens. Die GfbV, die seit 1993 einen Beraterstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) inne hat, hat der Kommission ein schriftliches Statement zu Gunsten der Menschenrechte der Embera-Katío Indianer vom Alto Sinú in Kolumbien vorgelegt. Aus Anlaß der Debatte über die Situation der Menschenrechte in Kolumbien vor der UN-Menschenrechtskommission hat die GfbV überdies den Präsidenten der nationalen Dachorganisation der Ureinwohner Kolumbiens, ONIC (Organización Nacional Indígena de Colombia) nach Europa eingeladen. 

Fehlender staatlicher Schutz und Militarisierung 

Mit Schrecken beobachtet die GfbV die Militarisierung der Konfliktzonen vor allem im Nordwesten und Südosten des Landes. Aus vielen Zeugnissen indianischer Gemeinschaften geht hervor, daß ein normaler Ablauf des Alltags, so etwa die Versorgung mit lebenswichtigen Nahrungsmitteln und Medikamenten, unmöglich geworden ist. Ganze Dorfgemeinschaften werden eingeschüchtert, Versammlungen werden verboten. Die Aktionsgebiete von Armee, bewaffneten Banden und Guerilla überschneiden sich. Dadurch wird die Situation der Ureinwohner immer dramatischer und mit Recht beklagen sie die Passivität der zivilen Behörden und staatlichen Sicherheitskräfte. 

Insgesamt wurden in den letzten 30 Jahren weit über 500 führende indianische Persönlichkeiten aus Kolumbien durch staatliche Sicherheitsorgane, paramilitärische Banden, Drogenhändler und Guerilla-Verbände bei Landrechtskonflikten ermordet. Allein seit 1990 starben mehr als 200 Repräsentanten. Dabei können die paramilitärischen Gruppen gerade in den militarisierten Gebieten ungestört operieren. Der kolumbianische Staat kommt seiner Verpflichtung, Leib und Leben der Ureinwohner zu schützen, nicht nach. Im Gegenteil: Der indianische Senator Francisco Rojas Birry erlebte am 12. Februar 1999 in der Gemeinschaft Puinave (Reservat Laguna de Cacao, im Grenzgebiet der Departments Guainía und Vichada im Südosten Kolumbiens) einen Angriff der kolumbianischen Luftwaffe. Die Bewohner des Dorfes flüchteten in den Fluß, wobei der traditionelle Medizinmann Samuel Bautasti zu Tode kam. 

Paramilitärische Überfälle 

In den letzten 15 Jahren hat sich Zahl der Todesschwadrone bzw. paramilitärischen Banden auf mehr als 350 erhöht. Allein in den letzten sechs Monaten töteten bewaffnete Einheiten hunderte von unbeteiligten Zivilisten aus allen Bevölkerungsgruppen, um durch Terror als strategisches Mittel Zugang zu den Friedensgesprächen mit der Regierung zu erpressen. Besonders davon betroffen waren die Departments Sucre, Cesar, Córdoba, Chocó, Antioquia (alle im Nordwesten Kolumbiens) und Putumayo (im Süden Kolumbiens). Die Ermordeten wurden als Guerillakämpfer oder deren Kollaborateure ausgegeben. Unter ihnen waren jedoch auch Kinder und Greise. Ende Januar 1999 erklärte Carlos Castaño, Oberbefehlshaber über mehrere Todesschwadrone, alle Menschenrechtsgruppen zum militärischen Angriffsziel, weil sie angeblich der Guerilla Vorschub leisten würden. 

Die paramilitärisch organisierten Banden handeln im Auftrag von Großgrundbesitzern, Geschäftsleuten und lokalen Politikfürsten. Sie werden von staatlichen Sicherheitsorganen teils offen, teils verdeckt mit Waffen versorgt und ausgebildet. Seitdem die Regierung Gaviria (1990-94) die umstrittenen Bürgerwehren in Form von Genossenschaften mit leichter Bewaffnung, z.B. Cooperativas de Seguridad Rural und CONVIVIR, legalisiert hat, ist der extralegale Handlungsrahmen nichtstaatlicher bewaffneter Gruppen deutlich erweitert worden. Kolumbianische Experten schätzen, daß die Todesschwadrone seit dem Massaker an 45 Personen im Ort Segovia vor elf Jahren insgesamt 10.000 Menschen in diesen Departments ermordet haben. 

Paramilitärische Operationen 1999 

Ende Januar 1999 legten Todesschwadrone, die im Gebiet des Alto Sinú operieren, einen Belagerungsring um die Gemarkung Kiparadó (Departement Córdoba). Mehr als 40 Menschen wurden von ihnen für mehrere Tage verschleppt, darunter auch zehn Embera-Katío (Gabriel Dómico, Solangel Arias Dómico, Eugenio Dómico, Lubertin Cabrera, Luz Marina Dómico, Antonio Dómico, William Dómico, Libardo Dómico, Micaela Dómico, Ana Luz Guasaruca). Der Indianerführer Alejandro Dómico Jumi wurde ermordet. Drei Gehöfte wurden angezündet, mehrere Familien vertrieben. Zwei weitere Gemeinschaften wurden bedroht und 14 Kanus sowie die dazugehörigen Außenbordmotoren zerstört. Kanus sind die wichtigsten Transportmittel der indianischen Gemeinschaften. Die von Carlos Castaño befehligten Todesschwadrone versuchen nach Aussagen von Betroffenen inzwischen, die Embera-Katío zum Anbau von Drogen zu zwingen. 

Bedrohung durch Guerilla-Verbände 

Auch die Guerilla-Organisationen nehmen keine Rücksicht auf die Menschenrechte der indianischen Bevölkerung. So vetrieb die VI. Frente der FARC laut Angaben des regionalen Indianerrates des Cauca, CRIC (Consejo Regional Indígena del Cauca) am 20. Februar 1999 mehrere Páez-Familien von ihrem Reservat Munchique im Landkreis Santander de Quilichao (Süden Kolumbiens). Anfang März 1999 ermordete die FARC drei Unterstützter der U'wa, die sich auf deren Einladung in der Region an der Grenze zu Venezuela aufhielten. Auch sonst verstoßen Guerilla-Verbände der FARC gegen grundlegende Menschenrechtsprinzipien. Seit kurzem errichten sie Straßensperren und verschleppen willkürlich die Insassen der angehaltenen Autos (sog. "pescas milagrosas"). Damit verstößt die FARC eindeutig gegen Artikel 13 des Zweiten Zusatzprotokolls der Genfer Konvention, das die Terrorisierung der Zivilbevölkerung ächtet. Sektionen der FARC-Guerilla, die im Gebiet des Mittleren Putumayo (im Süden Kolumbiens) aktiv sind, versuchen seit 1997, von Vertretern der indianischen Organisation OZIP (Organización Zonal Indígena del Putumayo) aus der dortigen Region die Zustimmung der indianischen Völker der Inga, Siona und Kofán zu einem Vertrag mit der kolumbianischen Erdölgesellschaft ECOPETROL zu erpressen. 

Die Ureinwohnergemeinschaften in den Kampfgebieten sind in der Zwickmühle zwischen den verschiedenen bewaffneten Einheiten gefangen. Manche versuchen sich zu schützen, indem sie sich für neutral erklären, z. B. in der Region Urabá im Nordwesten Kolumbiens. Die regionale Dachorganisation OIA (Organización Indígena de Antioquia/ Nordwesten Kolumbiens) hat in den vergangenen Jahren mehrfach an die dort operierenden Guerilla-Gruppen der FARC und der ELN appelliert, die Autonomierechte der indigenen Gemeinschaften zu respektieren und sie nicht in den Konflikt mit staatlichen und paramilitärischen Verbänden hineinzuziehen. Solche Appelle verhallen meist ungehört. So ermordete die V. Front der FARC am 3. Januar 1999 auf dem zum Department Antioquia gehörenden Teil des Embera-Territoriums den Gemeindevorsteher (Gobernador) von Guapa (Gemarkung Chigorodó) Pedro Luis Bailarin und seinen Bruder Guillermo. Andere Völker, wie die Sikuani, wehren sich mit vergifteten Pfeilen gegen die FARC, die Jugendliche zwangsweise zu rekrutieren versucht. 

Landrechte der Ureinwohner 

Der Verfassungsauftrag, für die indianische Bevölkerung selbstverwaltete territoriale Einheiten einzurichten, wird von der Regierung ungenügend erfüllt. Sie müßte dazu Land zurück kaufen oder eine Enteignung auf administrativem Wege vornehmen und das Land anschließend mit privaten Besitztiteln ausstatten. Entsprechende Planungen werden jedoch nicht umgesetzt. So warten die Páeces, Totoró und Yanacona (im Departement Cauca) noch immer auf die schon 1992-94 vorgesehene Rückgabe von mehr als 20.000 Hektar Land. Ebenso unerfüllt blieb das Übereinkommen, den Páeces aus La María (Department Valle del Cauca) 12.000 Hektar Land zu übergeben. Auch Massakeropfer erhalten keine Wiedergutmachung. So erhielten die Páez, die 1991 Opfer eines Massakers auf der Hacienda El Nilo (Departement Cauca) wurden, statt der zugesagten 15.000 Hektar Land bislang gerade 4.900 Hektar. Die mit Namen bekannten Täter wurden strafrechtlich nicht verfolgt. Die ca. 56.000 zählenden Zenú (Department Córdoba) erheben Anspruch auf ca. 88.000 Hektar Land, das ihnen von der spanischen Krone zuerkannt wurde, heute jedoch größtenteils von Großgrundbesitzern okkupiert wird. Einer davon, William Tulena, ist Neffe eines früheren Senatspräsidenten. Er steht im dringenden Verdacht, an der Organisation paramilitärischer Banden zur Unterdrückung der Zenúes maßgeblich beteiligt zu sein. 

Ungelöst ist auch das seit Jahrzehnten anhängige Problem der Legalisierung von Ländereien die von indianischen Gemeinschaften besetzt wurden. Auch hier hat die Agrarreformbehörde INCORA Rechtstitel zwar in Aussicht gestellt, aber nicht erteilt. Oft wird nur ein vorläufiges Anerkennungsdokument ausgestellt, auf das Banken jedoch keine Kredite bewilligen. Ohne Kredite ist eine intensivere landwirtschaftliche Nutzung nicht möglich. Eine weitere Bedrohung der Landrechte geht von Drogenhändlern aus, die Land kaufen, um Geld zu waschen. Damit verringern auch sie die den Indianern zur Verfügung stehende Landfläche immer mehr. Die kolumbianische Verfassung garantiert die Ansprüche der Ureinwohner auf Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen. Auch in diesem Punkt vernachlässigt der Staat seine Verpflichtung zum Schutz der indiansichen Völker, wenn es um die Ausbeutung von Bodenschätzen und anderer Naturressourcen geht. Wirtschaftliche Interessen genießen eindeutig Vorrang. 

Trotz guter Vorsätze greifen Gesetzesreformen nicht 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) erkennt die Bemühungen und Maßnahmen der Regierungen Kolumbiens zum Schutz der politischen Rechte und der Menschenrechte ausdrücklich an. So schuf Präsident Samper (1994-98) im Bereich der Justiz neue Stellen und Sondereinheiten zur Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen. Er veranlaßte den Aufbau eines Datennetzes zur systematischen Erfassung der Menschenrechtsverletzungen und ging eine Kooperation mit der UN - Kommission für Menschenrechte ein. Im April 1998 kündigte die Regierung die Bereitstellung von 1,2 Mio. US-Dollar zum Schutz von Menschenrechtsaktivisten an. 

Auch sein 1998 gewählter Nachfolger Pastrana stellte bereits Gesetzesvorlagen in Aussicht, die zum einen Verbrechen gegen die Menschlichkeit auch in Kolumbien unter Strafe stellen, zum anderen zumindest einige der vom Militär begangenen, schweren Menschenrechtsverletzungen vor zivilen Gerichten zur Anklage bringen sollen, statt wie bisher ausschließlich vor Militärgerichten. Wo diese zuständig bleiben, soll es künftig nicht mehr möglich sein, daß der Militärrichter aus demselben Kommandobereich kommt, wie der Angeklagte. Vorgesehen sind auch ein Programm zum Schutz von Menschenrechtlern durch eine Sonderabteilung beim Innenministerium sowie eine bessere Ausstattung der Bundesanwaltschaft (Procuradoría), der Menschenrechtsabteilung bei der Staatsanwaltschaft und des Ombudsmanns (Defensor del Pueblo). Außerdem soll ein Sonderkomitee (Comité Especial de Impulso) aus dem Vizepräsidenten, dem Innenminister, dem Generalstaatsanwalt (Fiscal General) und dem Bundesanwalt (Procurador General) Untersuchungen über Menschenrechtsverletzungen in die Wege leiten. 

Menschenrechtsbilanz bleibt dennoch negativ 

Die fortgesetzten Attentate gegen die Verteidiger von Menscherechten werfen die Frage auf, inwieweit die Maßnahmen und Absichten nicht eher symbolische Politik darstellen, um das Image im Ausland nicht allzu tief sinken zu lassen. Hinzu kommt, daß nach der 1991 verabschiedeten Verfassung neue Straftatbestände vom Parlament und nicht wie früher per Dekret vom Präsidenten festgelegt werden. Dies setzt ein entsprechend verantwortungsvolles Abgeordnetenhaus voraus. Im Falle von Menschenrechtsverletzungen wies der Kongreß jedoch in der Vergangenheit fast immer eine Ausweitung der Straftatbestände zurück, da andernfalls die Aufstandsbekämpfung behindert werde. 

Es ist daher nicht zu erwarten, daß sich z.B. hochrangige Militärs in absehbarer Zeit vor einem ordentlichen Gericht werden verantworten müssen. Oft werden Verfahren gar nicht erst eröffnet, so im Fall der Generale Rito Alejo del Río, Jaime Uscátegui und Enrique Mora Rangel, die schwerer Menschenrechtsverletzungen und der Zusammenarbeit mit Todesschwadronen beschuldigt werden (El Tiempo, 04.12.98. S. 7A). Der Generalinspekteur der Streitkräfte Kolumbiens, Ramirez, bekam im Mai 1998 sogar sein US-Visum entzogen, weil er der Verletzung von Menschenrechten dringend verdächtig ist. 

Ureinwohnerrecht wird halbherzig umgesetzt 

Kolumbien ratifizierte schon 1991 die ILO-Konvention 169 und überführte den weitgehenden Schutz der Ureinwohnerrechte in nationales Gesetz (Ley No. 21 von 1991). Gleichzeitig erläßt die Regierung jedoch Gesetze und Dekrete, die geltenden Rechtsansprüchen auf Land und Autonomie widersprechen. Ähnlich verhält es sich bei den Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogenanbaus. Der Einsatz von Pestiziden aus der Luft nimmt keinerlei Rücksicht auf die Gesundheit von Mensch, Tier oder Pflanzenwelt. Dabei hatte der regionale Indianerrat des Cauca, CRIC schon 1991 mit der damaligen Regierung von Präsident Gaviria eine schrittweise Verminderung des Mohnanbaus (Grundstoff zur Heroinherstellung) unter der Regie der Gemeinschaften verabredete, der den Einsatz von Chemikalien oder eine weiter fortschreitende Militarisierung der Anbaugebiete vermeiden sollte. Das begleitende Programm zur finanziellen Unterstützung der Gemeinschaften, das ihnen den Wechsel zum Anbau anderer Produkte ohne Einkommensverluste sichern sollte, blieb jedoch in den ersten Ansätzen stecken. 

Forderungen der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) 

· Die GfbV fordert die politisch Verantwortlichen in Kolumbien eindringlich auf, die Menschen- und verfassungsmäßigen Rechte der Ureinwohner des Landes im Rahmen demokratischer Mittel mit allem Nachdruck umzusetzen. 

· Dabei ist besonderes Gewicht auf die Unversehrtheit für Leib und Leben der Ureinwohner zu legen. 

· Die Regierung muß dazu konsequent und aktiv gegen paramilitärische Organisationen vorgehen, ihre Verbände auflösen und entwaffnen. Für Menschenrechtsverletzungen Verantwortliche müssen endlich vor Gericht gestellt werden, damit die Verbrechen gegen die indianischen Völker nicht länger ungestraft bleiben. 

· Unabdingbar ist ebenfalls das Recht am eigenen Land und auf Einrichtung der selbstverwalteten Territorien. 

· Ihre Lebensweise und ihre kulturellen Traditionen, die an eine intakte Umwelt gebunden sind, müssen vor ungewollten Eingriffen von außen geschützt werden. 

· Pläne zur Erdölförderung im Gebiet der U'wa müssen grundsätzlich überdacht und in Frage gestellt werden. 

· Bestandteil einer eigenständigen Kultur der indianischen Völker ist auch ihre traditionelle politische und administrative Selbstverwaltung und die Teilhabe an allen Vorhaben, die ihr Territorium betreffen. Deshalb müssen diese Institutionen aktiv gefördert werden, damit die Ureinwohner Kolumbiens ihre Zukunft selber planen und gestalten können. 

· Die verschiedenen Guerilla-Organisationen werden aufgefordert, die autonomen Verwaltungsstrukturen und Neutralitätserklärungen indianischer Gemeinschaften zu respektieren, ihre Territorien nicht zum Schauplatz ihrer militärischen Operationen zu machen und alles zu unterlassen, was die Zivilbevölkerung in Gefahr bringt. 

Redaktion: Yvonne Bangert 

http://www.gfbv.de/inhaltsDok.php?id=421&stayInsideTree=1


22 Tote nach Angriffen auf Dörfer im Regenwald Kolumbiens
	Emberá-Indianer mailen Fotos erschossener Kinder


Wien/Göttingen, 08. April 2010
Erschütternde Nachrichten und entsetzliche Fotos aus den unzugänglichen Regionen des Regenwaldes im Nordwesten Kolumbiens erreichten die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) und die Umweltorganisation "SOS Regenwald". In einer E-Mail berichteten Emberá-Indianer, mehrere ihrer Siedlungen im Gebiet des Chocó seien Ende Jänner 2010 teils mit Helikoptern angegriffen und 22 Dorfbewohner getötet worden, darunter mindestens acht Kinder. Die Kontaktleute schickten ein entsetzliches Bild von den blutüberströmten Leichen dreier erschossener Emberá-Kinder mit. Das Foto wurde mit einer Kamera aufgenommen, die der österreichische Umweltaktivst und Präsident von SOS-Regenwald, Richard Weixler, einer Dorfgemeinschaft der Emberá zur Dokumentation von Übergriffen übergeben hatte. Ob Paramilitärs oder Militärs die Täter waren, sei unklar. Da nur die Armee über Hubschrauber verfügt, läge die Vermutung nahe, dass das kolumbianische Militär mindestens einen Teil der Verbrechen zu verantworten hat. Gemeinsam mit SOS-Regenwald fordert die GfbV die kolumbianische Regierung dazu auf, sofort eine Untersuchungskommission zur Aufklärung der Verbrechen einzusetzen.

"Die Angriffe stehen wohl im direkten Zusammenhang mit so genannten Entwicklungsplänen für diese Region", berichtete Richard Weixler. Er besuchte die Emberá im Dezember 2009. Die kolumbianische Regierung habe den Konzernen Muriel Mining Corporation (MMC/USA), Anglo Gold Ashanti (Südafrika) und Glencore (Schweiz) die Konzession erteilt, 16.000 Hektar Regenwald in den Bezirken Chocó und Antioquia für den Abbau von Kupfer, Gold und Molybdän zu roden. "Diese Konzession, die 30 Jahre Gültigkeit hat, wurde nach Informationen aus Kolumbien widerrechtlich erteilt, denn 11.000 Hektar dieses Gebietes gehören gemäß Verfassung den Emberá und unterliegen laut Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation ILO besonderen Schutz", kritisierte der GfbV-Mitarbeiter Hans Bogenreiter. Und Richard Weixler warnte: "Die große Biodiversität dieser Region droht für immer verloren zu gehen, denn die beim Bergbau verwendeten giftigen Stoffe werden die Flüsse kontaminieren."

Die heute noch etwa 270 Emberá-Familien im Norden Kolumbiens haben in einer von Menschenrechts- und Umweltorganisationen durchgeführten Abstimmung trotz der bedrohlichen Präsenz von Militär und Polizei ihre Weigerung bekräftigt, ihr Land für die Erschließung von Bodenschätzen aufzugeben. Denn ohne den Regenwald wird ihre Kultur untergehen. Er gibt ihnen alles, was sie brauchen. Viele Gruppen haben absichtlich keinen Kontakt zur Außenwelt. Doch mehrere Familien wurden bereits gewaltsam vertrieben, einige Emberá begingen aus Verzweiflung Selbstmord. Weil sie nicht mit der Guerilla oder regierungsnahen Paramilitärs in Kolumbien zusammenarbeiten wollten, wurden in den vergangenen Jahren hunderte Emberá ermordet.

Quelle: http://www.gfbv.de/pressemit.php?id=2231&stayInsideTree=1
Die ehemalige indianische Abgeordnete Eulalia Yagarí im Gespräch mit Michael Kraus
	"Kolumbien braucht Hilfe, nicht Waffen"
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	01. Juli 2003
Eulalia Yagarí vom Volk der Embera-Chamí stammt aus dem resguardo indígena Cristianía im kolumbianischen Departamento Antioquia. Sie lebt heute mit ihren beiden Töchtern in Medellín. 1992 war Eulalia Yagarí die erste indianische Frau, die für die ein Jahr zuvor gegründete ASI (Alianza Social Indígena) in Medellín in die Abgeordnetenversammlung der Provinz Antioquia einzog. 

Die Embera-Chamí sind eines von 81 indianischen Völkern in Kolumbien, welche zusammen ungefähr 1,75% der Gesamtbevölkerung (ca. 40. Millionen Menschen) ausmachen. In der im nordwestlichen Teil des Landes gelegenen Provinz Antioquia leben ca. 16.000 Indianer, neben den Embera vor allem Zenú und Tule (Cuna). Viele von ihnen siedeln im Gebiet von Urabá, das eine der höchsten Gewaltraten des ganzen Landes aufweist. Die Organización Indígena de Antioquia (O.I.A.) setzt sich seit ihrer Gründung 1985 für die Interessen der Indianer Antioquias ein und unterhält eine Reihe verschiedener Programme zu Landrechten, Ernährungssicherung, Umweltschutz, zweisprachiger Erziehung, Gesundheit und politischer Arbeit. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden gewaltsamen Auseinandersetzungen in Kolumbien erklärten indianische Vertreter aus Urabá 1994 öffentlich ihre Neutralität. Darunter verstanden sie die Weigerung, mit den bewaffneten Streitkräften, sei es dem Heer, der Guerilla oder den paramilitärischen Gruppen, zusammenzuarbeiten. Weder als Soldat, noch als Informant, Führer oder Kurier einer Gruppe, wollten die Indianer in die kriegerischen Aktivitäten hineingezogen werden. Sie sahen dies als einzige Möglichkeit, den Anschuldigungen aller Kriegsparteien, mit der jeweils anderen Seite zusammenzuarbeiten, entgegenzutreten. 1996 wiederholten die indianischen Gemeinschaften Antioquias, die Cabildos und die O.I.A. öffentlich diese Neutralitätserklärung. Dennoch wurden in den folgenden Jahren allein in Antioquia mehr als 40 Indianer ermordet. Für die Attentate werden sowohl die Guerrillaverbände, die paramilitärischen Einheiten sowie in einigen Fällen auch das kolumbianische Militär verantwortlich gemacht. 

bedrohte Völker: Frau Yagarí, wie sind Sie zur Politik gekommen? 

Eulalia Yagarí: Als ich 14 war, wurde ich sehr rebellisch. Ich legte mich immer mit meinem Vater an, der die Auffassung hatte, dass sich eine Frau, die zu studieren anfängt, prostituieren würde. Ich war da ganz anderer Meinung. Ich hatte auch große Lust, ihn zu den politischen Versammlungen in Cristianía zu begleiten, aber er sagte "Nein!" So bin ich ihm nachts heimlich nachgegangen, ohne Laterne, durch die Kaffeepflanzungen, um bei den Versammlungen zuzuhören. Bevor mein Vater zurückkam, bin ich nach Hause geschlichen, wie ein Tier durch die Felder. Dann habe ich mir die Hände gewaschen, mich ins Bett gelegt und schlafend gestellt. Auf diese Weise ist mir viel klar geworden. Damals war ich auf Protest aus, ich habe meine Rechte verteidigt. Ich hatte noch keine Ahnung, ob man das jetzt Menschenrechte nennt, oder Indianerrechte oder Recht der Frau. Ich wollte frei sein und die gleichen Möglichkeiten haben wie ein Mann. 

bedrohte Völker: Sie übten in Ihrer Gemeinde bald ein öffentliches Amt aus? 

Eulalia Yagarí: Ich wurde Sekretärin im Cabildo Indígena von Cristianía. Das Cabildo ist die oberste Autorität im Dorf. Ich koordinierte die Arbeit der indianischen Frauen im Südwesten von Antioquia. Die Frauen wurden missbraucht, das ganze Leben war ein schrecklicher Missbrauch. Sechs Jahre arbeitete ich als Lehrerin in einer Vorschule. Ich begann, mich als Indianerin zu schätzen. Im Dorf hat man immer die Sachen von außerhalb geschätzt, in der Musik zum Beispiel Salsa und Rock. "Warum singen wir immer nur die Lieder der Weißen und tanzen auch so wie sie?", dachte ich mir, und beschloss, die alten Traditionen wieder aufleben zu lassen. Ich begann eine Untersuchung bei den Alten in der comunidad, wie sie früher Musik gemacht haben, wie sie sangen, wie Geschichten erzählt wurden. 

bedrohte Völker: Sie kamen nach Medellín, um Rechte zu fordern? 

Eulalia Yagarí: Wir kamen durch Medellín, als mein Vater mit uns zum unteren Cauca zog. Wir hatten kein Land, und so musste mein Vater mit der ganzen Familie losziehen und Land suchen. Wir kamen alle krank zurück, einer meiner Brüder ist unterwegs gestorben. So kam ich 1977 oder 1978 hierher, zum Büro der INCORA (Instituto Colombiano de la Reforma Agraria) – die sollte uns das Land besorgen, denn wir lebten in schrecklicher Armut. Als ich Ende 20 war, bin ich dann wieder nach Medellín zurückgekehrt; es war die Zeit, als wir für das Recht auf jenes Land kämpften, von dem mir die Mutter immer erzählt hatte, dass es uns gehört. Wir wollten es den Reichen wieder abnehmen, es gab ja auch die alten Dokumente. Ich bin dann ganz nach Medellín gekommen, um in der Indianerorganisation von Antioquia mitzuarbeiten. 

Mit der neuen Verfassung von 1991 wurden auf einmal auch wir Indianer wichtig. Es galt, die ganze Politik des Landes neu zu gestalten. Damals begann ich, politisch zu arbeiten. Die O.I.A. hat mich gefragt, ob ich als Abgeordnete kandidieren wolle, und so wurde ich 1992 von Antioquia als Delegierte der Alianza Social Indígena gewählt, eine alternative Bewegung, weder liberal noch konservativ. Dann wurde ich wieder gewählt. Mit fast doppelt soviel Stimmen wie beim ersten Mal. 1997 haben mich die Menschen von Antioquia dann erneut gewählt. Die Stimmenzahl hatte sich noch einmal mehr als verdoppelt. 

bedrohte Völker: Wofür setzen Sie sich am meisten ein? 

Eulalia Yagarí: Wir wollen das Recht auf unser Land bekommen sowie Programme für Gesundheit, Bildung, Kultur. Wir fordern Autonomie und Respekt. Wenn wir Indianer von Land sprechen, ist alles, was wir sagen, dass man uns nicht belästigen soll, dass man uns einfach wie Menschen leben lässt, dass man uns gestattet, unsere eigenen Produktionssysteme zu erhalten und Alternativen zum Überleben zu entwickeln. Aber wir müssen uns auch weiterbilden, müssen unsere Kultur und die westliche gebrauchen. Dann das Beste aus beiden Kulturen übernehmen und den Rest beiseite lassen. Zudem wollen wir, dass unsere Sprache als Erinnerung unserer Völker überlebt und dass sie nicht mit Füßen getreten wird. Denn unsere Sprache ist genauso wichtig wie Englisch oder Deutsch. 

bedrohte Völker: Haben Sie sich durch die politische Arbeit verändert? 

Eulalia Yagarí: Ich würde sagen, dass ich eher Veränderungen bewirkt habe. Ich habe mich nicht verändert, aber andere haben sich verändert, im Departamento, im Land, in den indianischen Gemeinden. Durch meine Beteiligung im Landtag hat die Gesellschaft von Antioquia gelernt, die Indianer zu schätzen, zu respektieren und sich mit ihnen zu solidarisieren. Früher gab es das nicht, früher hat man uns als Ferkel, Indios, Wilde beschimpft. Was sich aber nicht geändert hat, ist die Korruption, die es in der Politik dieses Landes gibt. 

bedrohte Völker: Wie ist die indianische Neutralitätserklärung entstanden und welche Auswirkungen hatte sie? 

Eulalia Yagarí: Die Indianer haben sich zunächst im Norden von Urabá für neutral erklärt, wo es Landstreitigkeiten gibt aufgrund der verschiedenen Interessen von Guerilla und Paramilitärs. Es gab mehr als 80 Fälle von Menschenrechtsverletzungen gegen Indianer, Indianer wurden sowohl von den paramilitärischen Truppen als auch von der Guerrilla ermordet. Die Guerilla beschuldigt uns, dass wir mit den Paramilitares zusammenarbeiten, die Paramilitärs wiederum behaupten, dass wir mit der Guerilla zusammenarbeiten. Daher haben wir uns für neutral erklärt, damit das Morden ein Ende hat. 

bedrohte Völker: Welche Möglichkeiten haben die Indianer in ihrem politischen Kampf? 

Eulalia Yagarí: Es gibt eine sehr gute Verfassung, es gibt nur keinen politischen Willen, sie auch umzusetzen. Die Verfassung spricht von der Anerkennung indianischer Rechte, Artikel 22 spricht vom Frieden, Artikel 43 von den Rechten der Frau. Neutral sein bedeutet auch, gegen die Verletzung von Menschenrechten zu sein. Solche Fälle zeigen wir an, all die Gewalttaten und Morde in diesem Land. So ist unsere Politik, und wir verpflichten die Regierung, dass es auf nationaler Ebene und auf Provinzebene spezielle Regelungen für Indianer gibt. Es hält sich aber keiner daran, daher ist es notwendig, dass wir uns in die Politik des Landes einmischen. Ein sozialer Kampf ohne politische Partizipation bringt nichts. Die Schwierigkeit dabei ist immer, dass wir kaum ökonomische Mittel haben. 

bedrohte Völker: Wie sehen Sie die Zukunft der Indianer in Kolumbien? 

Eulalia Yagarí: Die Zukunft hängt von einer guten Regierung ab, sei sie nun konservativ oder liberal, ob sie das anerkennt, wofür wir Indianer immer eingetreten sind. Es ist sehr traurig, all die Toten und Verschwundenen in unserem Land zu sehen. Kolumbien braucht viel Hilfe, aber keine Waffen. Was wir hier brauchen, ist genug zu essen, der Boden muss bestellt werden, wir brauchen Frieden und Menschenrechte. Wir Indianer müssen endlich gehört und akzeptiert werden von einer Gesellschaft, die uns an den Rand gedrängt hat. 


http://www.gfbv.de/inhaltsDok.php?id=61&stayInsideTree=1

